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I.  Einführung 

Das Völkerrecht enthält heute zahlreiche 
Normen, die dem Einzelnen eigene Rechte 
einräumen. Insbesondere die Menschen-
rechte1 und nach zustimmungswürdiger 
Auffassung zum Teil auch das humanitäre 
Völkerrecht2 sind als individualschützend 
zu qualifizieren. Dabei ist es für die Verlei-
hung eines subjektiven Rechts nicht erfor-
derlich, dass der Einzelne dieses in einem 
völkerrechtlichen Verfahren auch selbst-
ständig geltend machen kann.3 Umgekehrt 

                                                      
1  Statt aller Julie Cassidy, Emergence of the Indi-

vidual as an International Juristic Entity: En-
forcement of International Human Rights, in: 
Deakin L. Rev. 2004, S. 533-572 (insb. S. 549ff.). 
Siehe bereits Mario Grassi, Die Rechtsstellung 
des Indiviuduums im Völkerrecht, 1955, S. 
121ff. 

2  Vgl. stellvertretend Theodor Meron, The 
Humanization of International Humanitarian 
Law, in: AJIL 2000, S. 239-278 (S. 251ff.); Liesbeth 
Zegveld, Remedies for victims of violations for 
international humanitarian law, in: IRRC 2003, 
S. 497-527 (S. 503ff.); Niclas von Woedtke, Die 
Verantwortlichkeit Deutschlands für seine 
Streitkräfte im Auslandseinsatz und die sich da-
raus ergebenden Schadensersatzansprüche von 
Einzelpersonen als Opfer deutscher Militär-
handlungen, 2010, S. 209ff. 

3  Der Rechtssatz ubi ius ibi remidium ist dem Völ-
kerrecht vor allem wegen seiner rein fakultati-
ven internationalen Gerichtsbarkeit fremd. Dies 
war bereits die Auffassung des Ständigen Inter-

wird der Einzelne durch das Völkerrecht 
auch verpflichtet. Seit den Nürnberger 
Kriegsverbrecher-Prozessen hat im Bereich 
des Völkerstrafrechts eine Entwicklung 
stattgefunden, deren axiomatischer Aus-
gangspunkt die individuelle Verantwort-
lichkeit nach dem Völkerrecht ist. Be-
stimmte, als völkerrechtliche Verbrechen 
zu qualifizierende Handlungen können 
dezentral von allen Gerichten dieser Welt 
und neuerdings auch durch den Internati-
onalen Strafgerichtshof in Den Haag ver-
folgt werden. Individuelle Rechte und in-
dividuelle Pflichten sind zwei Seiten der 
Medaille einer zunehmenden „Subjektivie-
rung“ des Völkerrechts.4 

Dennoch beschränkt sich die Haftung für 
völkerrechtliches Unrecht auch heute noch 
größtenteils auf die zwischenstaatliche 
Ebene. Hier gilt der allgemeine Rechts-
grundsatz, wonach jede Verletzung einer 

                                                                               
nationalen Gerichtshofs in Appeal from a 
Judgment of the Hungaro/Czecoslovak Mixed 
Arbitral Tribunal (The Peter Pázmány University), 
Entscheidung vom 15. Dezember 1933, PCIJ Se-
ries A/B, No. 61, S. 231. Ganz deutlich machte 
dies der IGH im La Grand-Fall, Entscheidung 
vom 27. Juni 2001, ICJ Rep. 2001, S. 466, 494, Nr. 
77, in welchem er dem Einzelnen Rechte aus 
Art. 36 des Wiener Übereinkommens über kon-
sularische Beziehungen zusprach, obwohl Indi-
viduen diese auf internationaler Ebene nicht 
geltend machen können. Inzwischen ist dies 
auch die ganz herrschende Auffassung in der 
Literatur, vgl. stellvertretend Michael Traßl, Die 
Wiedergutmachung von Menschenrechtsverlet-
zungen im Völkerrecht, 1994, S. 107; Oliver Dörr, 
„Privatisierung” des Völkerrechts, in: JZ 2005, S. 
905-916 (S. 906). 

4  Zum Begriff Andreas Fischer-Lescano, Subjekti-
vierung völkerrechtlicher Sekundärregeln, Die 
Individualrechte auf Entschädigung und effek-
tiven Rechtsschutz bei Verletzungen des Völ-
kerrechts, in: AVR 2007, S. 299-381. 
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völkerrechtlichen Primärpflicht5 zu einem 
sekundärrechtlichen Wiedergutmachungs-
anspruch des verletzten Völkerrechtsub-
jekts führt.6 Vor dem Hintergrund der zu-
nehmenden Subjektivierung des Völker-
rechts wird heute vermehrt die Frage ge-
stellt, warum nicht auch ein Wiedergutma-
chungsanspruch von Individuen gegen den 
verantwortlichen Staat besteht, wenn ihre 
subjektiven (Primär-)Rechte durch diesen 
verletzt wurden. In der Tat lassen sich ei-
nige neuere völkerrechtliche Entwicklun-
gen zu Gunsten einer Haftung von Staaten 
gegenüber Individuen anführen.7 Derzeit 
                                                      
5  Die Trennung zwischen sich aus Völkerrecht 

ergebenden Primär- und Sekundärpflichten be-
ziehungsweise -rechten ist inzwischen allge-
mein anerkannt. Auch die ILC hat sie ihrem Ar-
tikelentwurf zum Recht der Staatenverantwort-
lichkeit zu Grunde gelegt. Vlg. die Draft Arti-
cles on the Responsibility of States for Interna-
tionally Wrongful Acts, Text of the Draft Arti-
cles, ILC Report, 53rd Session (2001), Official Re-
cords of the General Assembly, Suppl. No. 10, 
UN-Dok. A/56/10, S. 26ff. Während die völker-
rechtlichen Primärpflichten diejenigen Regeln 
bezeichnen, welche unmittelbare Verhaltensan-
forderungen, also Ge- und Verbote, gegenüber 
den jeweiligen Völkerrechtsubjekten aufstellen, 
handelt es sich bei den Sekundärregeln nach der 
ILC um “the general conditions under interna-
tional law for the State to be considered 
responsible for wrongful actions or omissions, 
and the legal consequences which flow 
therefrom.” (ILC, Commentaries, General 
Commentary, S. 31, Nr. 1). 

6  StIGH, Factory at Chorzów, Merits, Entscheidung 
vom 13. September 1928, PCIJ Series A, No. 17 
(1928), S. 47. “It is a principle of international 
law, and even a general conception of law, that 
any breach of an engagement involves an obli-
gation to make reparation.” Siehe auch Art. 31 
Abs. 1 des Artikelentwurfs der ILC : “The re-
sponsible State is under an obligation to make 
full reparation for the injury caused by the in-
ternationally wrongful act.” 

7  Siehe unter anderem die „Grundprinzipien und 
Leitlinien betreffend das Recht der Opfer von 
groben Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen und schweren Verstößen 
gegen das humanitäre Völkerrecht auf Rechts-
schutz und Wiedergutmachung“, GV-Res. vom 
21. März 2006, UN-Dok. A/RES/60/147, die in 
Principles 11 (b) und 15 einen Wiedergutma-
chungsanspruch im Falle besonders schwer-
wiegender Verletzungen vorsehen. Auch die 
von den Vereinten Nationen eingesetzte Interna-
tional Commission of Inquiry on Darfur geht in ih-

muss sich das Bundesverfassungsgericht 
im Varvarin-Verfahren mit dieser Frage 
auseinandersetzen.8 

Ein gravierender Nachteil des Individual-
rechtsschutzes gegen Staaten ist jedoch die 
Durchsetzbarkeit etwaiger Wiedergutma-
chungsansprüche auf nationaler Ebene. 
Während der völkerrechtlich verantwortli-
che Staat häufig nicht gewillt sein wird, der 
Rechtsverletzung abzuhelfen, sind die Er-
folgsaussichten für Klagen vor den Gerich-
ten fremder Staaten sehr gering. Besteht 
kein konkreter Anknüpfungspunkt des 
Sachverhalts zum Territorium des 
Forumstaates, ist eine Ausübung von Ge-
richtsbarkeit auf der Grundlage des Uni-
versalitätsprinzips wohl nicht möglich. 
Noch bedeutender ist der Umstand, dass 
fremden Staaten auch heute noch regelmä-
ßig Immunität für schwere Menschen-
rechtsverletzungen gewährt wird, da diese 
als hoheitliches Handeln zu qualifizieren 
sind.9 Lediglich in Italien verfolgen Gerich-
                                                                               

rem Abschlussbericht von dem Bestehen ent-
sprechender Ansprüche aus, Report of the In-
ternational Commission of Inquiry on Darfur to 
the Secretary-General, 21. Mai 2005, Section IV, 
Possible Mechanisms to Ensure Accountability 
for the Crimes Committed in Darfur, UN-Dok. 
S/2005/60, Nr. 590ff. Schließlich stellte auch der 
IGH in seinem Mauergutachten eine 
Wiedergutmachungspflicht Israels gegenüber 
der durch den Bau der Sperranlagen betroffe-
nen Personen fest, vgl. IGH, Legal Consequences 
of the Construction of a Wall in the Occupied 
Palestinian Territory, Gutachten vom 9. Juli 2004, 
ICJ Reports 2004, S. 136, Nr. 153. 

8  Siehe die fachgerichtlichen Urteile des LG Bonn, 
Urteil vom 10. Dezember 2003, NJW 2004, S. 
525; des OLG Köln, Urteil vom 28. Juli 2005, 
NJW 2005, 2860, 2862f. und des BGH, Urteil 
vom 2. November 2006, BGHZ 169, 348, 358. 

9  So nehmen die meisten Gerichte nach wie vor 
auch im Fall schwerer Menschenrechtsverlet-
zungen eine Pflicht zur Immunitätsgewährung 
an, vgl. stellvertretend US Court of Appeals (9th 
Cir.), Siderman de Blake ./. Argentina, Entschei-
dung vom 22. Mai 1992, 965 F.2d 699; US Court 
of Appeals (D.C. Cir.), Hugo Princz ./. Federal Re-
public of Germany, Entscheidung vom 1. Juli 
1994, 26 F.3d 1166; English Court of Appeal, Al-
Adsani ./. Government of Kuweit and Others, 
Entscheidung vom 12. März 1996, 107 ILR 536; 
EGMR, Al-Adsani ./. United Kingdom, 
Entscheidung vom 21. November 2001, Appl. 
No. 35763/97, 123 ILR 24; Ontario Court of Ap-
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te derzeit eine andere Praxis und lehnten in 
mehreren Fällen eine Pflicht zur Gewäh-
rung von Staatenimmunität gegenüber 
Deutschland ab, weil es sich bei den streit-
gegenständlichen Handlungen um Kriegs-
verbrechen handelte.10 Die Bundesrepublik 
hat aus diesem Grund eine Klage gegen 
Italien vor dem Internationalen Gerichtshof 
(IGH) eingereicht.11 Im Gegensatz dazu ist 
im Bereich der dezentralen Strafverfolgung 
von Völkerrechtsverbrechern inzwischen 
weitgehend anerkannt, dass die Staaten 
zumindest ein Recht dazu haben, bestimm-
te Straftaten auf der Grundlage des Uni-
versalitätsprinzips zu verfolgen.12 Darüber 
hinaus wird staatlichen Funktionsträgern, 
bei denen es sich nicht um amtierende Mit-
glieder der Regierung handelt,13 zuneh-

                                                                               
peal, Bouzari and Others ./. Islamic Republic of 
Iran, Entscheidung vom 30. Juni 2004, 128 ILR 
586. 

10  Corte Suprema di Cassazione, Ferrini ./. Bundes-
republik Deutschland, Entscheidung vom 11. 
März 2004, Nr. 5044, in: Rivista diritto 
internatzionale 2004, S. 539. Eine englische 
Übersetzung findet sich in: 128 ILR 658; Corte 
Suprema di Cassazione, Bundesrepublik Deutsch-
land ./. Giovanni Mantelli, Beschluss vom 29. Mai 
2008, Nr. 14201. Eine deutsche Zusammenfas-
sung findet sich in: NVwZ 2008, S. 1100ff; Corte 
Suprema di Cassazione, Italien ./. Max Josef 
Milde, Entscheidung vom 21. Oktober 2008, 
Urteil Nr. 1263/08. 

11  IGH, Case Concerning the Jurisdictional Immuni-
ties of the State (Federal Republic of Germany ./. 
Italy), Antrag vom 23 Dezember 2008, No. 
2008/44.  

12  Vgl. nur Kenneth C. Randall, Universal Jurisdic-
tion, in: 66 Texas L. Rev. (1987-1988) S. 785-841; 
Luc Reydams, Universal Jurisdiction, Internatio-
nal and Municipal Legal Perspectives, 2003, pas-
sim; Donald Francis Donovan/Anthea Roberts, The 
Emerging Recognition of Universal Civil 
Jurisdiction, in: AJIL 2006, S. 142-163; Theresia 
Wilhelmi, Das Weltrechtsprinzip im interna-
tionalen Privat- und Strafrecht. Zugleich eine 
Untersuchung zu Parallelitäten, Divergenzen 
und Interdependenzen von internationalem 
Privatrecht und internationalem Strafrecht, 
2007, passim. 

13  Diese genießen so genannte persönliche Immu-
nität, die nicht eingeschränkt werden kann, vgl. 
nur IGH, Case Concerning the Arrest Warrant of 
11 April 2000 (Democratic Republic of the Congo ./. 
Belgium), Entscheidung vom 14. Februar 2002, 
ICJ Rep. 2002, S. 3, Nr. 58. 

mend die Berufung auf ihre funktionale 
Immunität versagt.14 

Diese Unterschiede in der dezentralen 
Durchsetzbarkeit der völkerrechtlichen 
Verantwortlichkeit rechtfertigen es, vor 
dem Hintergrund des Ziels der Stärkung 
des völkerrechtlichen Individualschutzes, 
auch eine potentielle Haftung von Völker-
rechtsverbrechern vor nationalen (Zivil-) 
Gerichten in Betracht zu ziehen. Eine ent-
sprechende Praxis existiert bislang ledig-
lich in den Vereinigten Staaten. Hier be-
steht seit der Reaktivierung des Alien Tort 
Statute (ATS)15 im Jahr 1980 durch die 
Filártiga-Entscheidung des Court of Ap-
peals die Möglichkeit, Individuen vor US-
amerikanischen Gerichten wegen schweren 
Völkerrechtsverletzungen auf Schadenser-
satz zu verklagen.16 Die Gerichte bedienen 
sich dabei regelmäßig der Terminologie 
des Völkerstrafrechts um die Haftung so-
wie die völkerrechtliche Befugnis zur Aus-
übung ihrer Gerichtsbarkeit zu rechtferti-
gen.17 Außerhalb der Vereinigten Staaten 
kann eine vergleichbare Praxis hingegen 
nicht festgestellt werden, so dass die ATS-

                                                      
14  Vgl. nur House of Lords, R ./. Bow Street Magist-

rate, ex parte Pinochet Ugarte (No. 1), Entschei-
dung vom 25. November 1998, 119 ILR 51; 
House of Lords, R ./. Bow Street Magistrate, ex 
parte Pinochet Ugarte (No. 3), Entscheidung vom 
24. März 1999, 119 ILR 137. Siehe auch die Prin-
ciples of International Law Recognized in the 
Charter of the Nürnberg Tribunal, The Work of 
the International Law Commission, 167 U.N. 
Sales No. E.95.V.6 (1996); Draft Code of Crimes 
Against the Peace and Security of Mankind, 
(1996) ILC, UN-Dok. A/CN.4/SER.A/1996/ 
Add.1 (Part 2), Art. 7.  

15  Die einschlägige Vorschrift aus dem Jahre 1789 
lautet: “The district courts shall have original 
jurisdiction of any civil action by an alien for a 
tort only, committed in violation of the law of 
nations or a treaty of the United States.” (28 
U.S.C. § 1350). 

16  US Court of Appeals (2nd Cir.),  Filártiga ./. Peña-
Irala, Entscheidung vom 30. Juni 1980, 630 F.2d 
876. 

17  US Court of Appeals (2nd Cir.), Kiobel ./. Royal 
Dutch Petroleum Co., Entscheidung vom 17. Sep-
tember 2010, 621 F.3d 111, 146: “[O]ur case law, 
[...] has consistently relied on criminal law 
norms in establishing the content of customary 
international law for purposes of the [ATS].” 
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Rechtsprechung wohl nicht als Ausdruck 
geltenden Völkergewohnheitsrechts ange-
sehen werden kann. Andererseits kann aus 
diesem Umstand ebenso wenig geschlossen 
werden, dass das Völkergewohnheitsrecht 
Wiedergutmachungsansprüche unter Indi-
viduen auf internationaler Ebene generell 
ausschließt.18 Ganz im Gegenteil lässt die 
„Saving clause“ in Art. 58 des Artikelent-
wurfs der ILC zum Recht der Staatenver-
antwortlicheit eine entsprechende Entwick-
lung im Bereich der individuellen Verant-
wortlichkeit ausdrücklich zu19 und gibt 
damit Anlass für die nachfolgenden Über-
legungen. Diese beschäftigen sich mit der 
Frage, ob eine zivilrechtliche Verantwort-
lichkeit von Individuen im Völkerrecht 
angesichts fehlender völkergewohnheits-
rechtlicher Regelungen20 nicht über einen 
Rückgriff auf die Völkerrechtsquelle der 
allgemeinen Rechtsgrundsätze im Sinne 
von Art. 38 Abs. 1 lit. c IGH Statut begrün-
det werden kann.21 

                                                      
18  Die Aussage der IGH-Richter Rosalyn Higgins, 

Pieter Kooijmans und Thomas Buergenthal in ih-
rem Sondervotum im Arrest Warrant-Fall (Fn. 
13), Nr. 48, wonach die Ausübung US-
amerikanischer Gerichtsbarkeit auf der Grund-
lage des ATS nicht weltweit akzeptiert sei, be-
zieht sich ausschließlich auf die Anwendung 
des Universalitätsprinzips im Zivilverfahren 
und nicht auf die Frage des Anspruchs. 

19  Die deutsche Übersetzung von Art. 58 lautet: 
„Diese Artikel lassen Fragen der individuellen 
völkerrechtlichen Verantwortlichkeit von Per-
sonen, die im Namen eines Staates handeln, un-
berührt.“ Die Norm beschränkt sich damit aus-
drücklich nicht auf die strafrechtliche Verant-
wortlichkeit von Individuen. 

20  Obwohl das Völkerrecht formell keine Hierar-
chie seiner Quellen kennt, werden allgemeine 
Rechtsgrundsätze im Sinne von Art. 38 Abs. 1 
lit. c IGH Statut vor allem als Mittel der Lücken-
füllung angesehen, auf die dann nicht zurück 
gegriffen werden darf, wenn eine spezielle Re-
gel des Völkergewohnheitsrechts dem Inhalt 
des Rechtsprinzips widerspricht. Vgl. Karl 
Doehring, Völkerrecht, 2. Aufl., 2004, S. 183, Rn. 
416.  

21  Dabei wird hier davon ausgegangen, dass all-
gemeine Rechtsgrundsätze nicht nur im zwi-
schenstaatlichen Kontext bestehen, sondern 
auch zwischen Einzelpersonen anwendbar sein 
können, unabhängig davon, ob es sich bei die-

II.  Existenz eines allgemeinen Rechts-
grundsatzes 

Bei einem allgemeinen Rechtsgrundsatz im 
Sinne der nachfolgenden Überlegungen22 
handelt es sich um ein rechtliches Prinzip, 
das sich in allen Rechtskreisen im universa-
len Kontext wieder findet23 und zur   Über-
tragbarkeit auf die völkerrechtliche Ebene 
geeignet ist.24 Es fragt sich nun, ob auch die 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit von 
Straftätern ein solches darstellt. 

 

1.  Der allgemeine Rechtsgrundsatz der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Straftäters in den nationalen Rechts-
ordnungen 

Die folgenden Überlegungen sollen zeigen, 
dass universal anerkannte dogmatische 
Grundkonzeptionen zum Straf- und 
Deliktsrecht zwingend zu einem allgemei-
nen Rechtsgrundsatz der zivilrechtlichen 
Haftung des Straftäters führen. Ausgangs-
punkt ist dabei die Feststellung, dass es 
sich sowohl bei der Bestrafung eines Straf-
täters als auch bei der Verurteilung zu 

                                                                               
sen um staatliche Funktionsträger oder Privat-
personen handelt. Dies ist jedoch nicht ganz 
unumstritten. Wie hier Constantin Köster, Die 
völkerrechtlich Verantwortlichkeit (privater) 
multinationaler Unternehmen für Menschen-
rechtsverletzungen, 2010, S. 228ff. 

22  Daneben existiert nach weit verbreiteter Auffas-
sung noch eine weitere Form allgemeiner 
Rechtsgrundsätze, die sich direkt aus dem Völ-
kerrecht selbst, das heißt vor allem aus den Be-
ziehungen der Staaten untereinander ergeben. 
Ein häufig genanntes Beispiel ist das Prinzip 
pacta sunt servanda, vgl. Wolfgang Weiß, Allge-
meine Rechtsgrundsätze des Völkerrechts, in: 
AVR 2001, S. 394-431 (S. 398ff.); Hugh Thirlway, 
in: Malcom Evans (Hrsg.), International Law, 3. 
Aufl., 2010, S. 109. Sie sind für die nachfolgende 
Untersuchung allerdings ohne Bedeutung. 

23  Weiß (Fn. 22), S. 408. Eine absolute Einheitlich-
keit der nationalen Praxis ist nicht erforderlich. 
Vgl. Weiß (Fn. 22), S. 407; Doehring (Fn. 20),  S. 
179, Rn. 408 sowie  S. 181, Rn. 412. 

24  Matthias Herdegen, in: Theodor Maunz/Günter 
Dürig (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 53. 
Aufl. 2009, Art. 25, Rn. 35. Dabei muss der all-
gemeine Rechtsgrundsatz gegebenenfalls den 
Besonderheiten der Völkerrechtsordnung ange-
passt werden, vgl. Weiß (Fn. 22), S. 408. 
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Wiedergutmachungsleistungen – in der 
Terminologie des Völkerrechts – um se-
kundärrechtliche Folgen der Verletzung 
einer Primärnorm handelt.25 

Nach weltweit nahezu einhellig geteilter 
Auffassung liegt der Zweck und die Legi-
timation des Strafrechts im Rechtsgüter-
schutz.26 Die Bestrafung der Täter verfolgt 
insbesondere general- und spezialpräven-
tive Zwecke und soll zukünftige Rechts-
gutsverletzungen verhindern.27 Während 
die Straftatbestände in seltenen Fällen aus-
schließlich Rechtsgüter der Allgemeinheit 
schützen,28 knüpfen sie meist an die Ver-
letzung bestimmter Individualrechtsgüter 
wie Leben, körperliche Integrität, Eigentum 
oder Ehre an. Diese sind gleichzeitig auch 
durch das Deliktsrechts abgesichert. So 
sieht zum Beispiel § 823 Abs. 2 BGB einen 
Schadensersatzanspruch des Opfers einer 
Schutznormverletzung vor, wenn diese 
gerade auch den Zweck hat, seine Rechts-
güter vor Beeinträchtigungen zu schützen 
und ihm durch die Rechtsgutsverletzung 

                                                      
25  Zum Strafrecht ausdrücklich Georg Freund, 

Strafrecht, Allgemeiner Teil, 2. Aufl. 2009, S. 6.   

26  Vgl. nur die Staatenberichte in der rechtsver-
gleichenden Untersuchung des Max-Planck-
Instituts für internationales und ausländisches 
Strafrecht von Ulrich Sieber/Karin Cornils (Hrsg.), 
Nationales Strafrecht in rechtsvergleichender 
Darstellung, 2009, Teilband 1 Grundlagen: Yang 
Zhao/Thomas Richter, Staatenbericht China, S. 1-
60 (S. 27); Konstanze Jarvers, Staatenbericht Itali-
en, S. 277-340 (S. 303); Misuk Son, Staatenbericht 
Korea, S. 341-414 (S. 370); Ingeborg Zerbes, Staa-
tenbericht Österreich, S. 415-480 (S. 445); Ewa 
Weigend, Staatenbericht Polen, S. 481-550 (S. 
508). Siehe auch Immi Tallgren, The Sensibility 
and Sense of International Criminal Law, in: 
EJIL 2002, S. 561-595 ( S. 585). 

27  Vgl. Dietmar Höffner, Zivilrechtliche Haftung 
und strafrechtliche Verantwortung des GmbH-
Geschäftsführers bei Insolvenzverschleppung, 
Zugleich ein Beitrag zum ultima ratio-Prinzip, 
2003, S. 21. 

28  Beispiele sind die Straftaten der Begünstigung 
(§ 257 StGB) oder Strafvereitelung (258 StGB) im 
Amt (§ 258a StGB), die vor allem dem Schutz 
der deutschen Rechtspflege und nicht dem 
Schutz von Individualrechtsgütern dienen. Sie-
he Bernd Hecker, in: Adolf Schönke/Horst 
Schröder (Hrsg.), Strafgesetzbuch-Kommentar, 
28. Aufl. 2001, § 257, Rn. 1.  

ein Schaden entstanden ist.29 Andere delik-
tische Anspruchsgrundlagen gewähren 
dem Einzelnen ohne den Umweg über eine 
Schutznormverletzung einen Wie-
dergutmachungsanspruch bei Verletzung 
seiner Rechtsgüter.30 Auch das Deliktsrecht 
verfolgt dabei durch die Abschreckungs-
wirkung der Verurteilung zu Wiedergut-
machungsleistungen präventive Zwecke.31 
Besonders deutlich wird dies an Rechts-
ordnungen wie der US-amerikanischen, 
welche die Möglichkeit der Verurteilung 
zu Strafschadensersatz (punitive damages) 
vorsehen. Straf- und Deliktsrecht haben 
also zahlreiche Gemeinsamkeiten. Beide 
knüpfen an ein und dieselbe Rechtsguts-
verletzung an, die auf der Nichterfüllung 
einer entsprechenden Primärverpflichtung 
beruht und qualifizieren diese als Straftat 
oder Delikt um die Sekundärrechtsfolgen 
des jeweiligen Sanktionsregimes auszulö-
sen. Wie die weit verbreitete Möglichkeit 
der Geltendmachung zivilrechtlicher An-
sprüche im Rahmen von Strafverfahren als 
so genannte Partie civile32 in Staaten, die 
dem Civil-Law-System folgen, sowie die 
Verurteilung zu Strafschadensersatz im 
Rahmen von Zivilverfahren in Common-
Law-Staaten zeigt, existieren beide 
Sekundärrechtsgregime parallel und er-
gänzen sich gegenseitig. 

Aus dieser Erkenntnis ergibt sich zwangs-
läufig die Frage nach dem Verhältnis bei-
der Sekundärrechtsmechanismen zueinan-
der. Indem das Strafrecht mit der Möglich-
keit des Freiheitsentzugs ungleich stärker 
in die Rechtsgüter des Täters eingreift als 
das Deliktsrecht, stellt es den schärferen 

                                                      
29  Erwin Deutsch/Hans-Jürgen Ahrens, Deliktsrecht, 

5. Aufl. 2009, S. 48, Rn. 115ff. 

30  So zum Beispiel die allgemeine deliktische Haf-
tungsnorm des § 823 Abs. 1 BGB. 

31  Vgl. Höffner (Fn. 27), S. 24f. 

32  Zur entsprechenden Praxis im französischen 
Recht, der diesbezüglich Vorbildcharakter zu-
kommt Stefan Gewaltig, Die action civile im 
französischen Strafverfahren, 1990, passim. Vgl. 
auch die rechtsvergleichende Übersicht bei Eric 
A. Engle, Alien Torts in Europe? Human Rights 
and Tort in European Law, ZERP Diskussions-
papier 1/2005, S. 147. 
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der beiden Sanktionsmechanismen dar. 
Vor dem Hintergrund des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes hat sich daher in den 
meisten Rechtsordnungen ein grundsätzli-
cher Vorrang des zivil- vor dem strafrecht-
lichen Sekundärrechtsschutz etabliert.33 
Die Bestrafung des Verbrechers ist die „ul-
tima ratio der Sozialpolitik“ und nimmt 
somit die Aufgabe subsidiären Rechtsgü-
terschutzes wahr.34 Eine Rechtsgutsverlet-
zung, die sogar durch das Strafrecht pönal-
isiert wird, hat somit immer – erst Recht – 
auch zivilrechtliche Konsequenzen zur 
Folge. Dem Opfer einer Straftat steht folg-
lich immer ein deliktischer Wiedergutma-
chungsanspruch gegen den Täter zu.35 An-
ders gesagt: Es existiert ein allgemeiner 
Rechtsgrundsatz, wonach die strafrechtli-
che Verantwortlichkeit eines Individuums 
immer auch dessen zivilrechtliche Verant-
wortlichkeit zur Folge hat.  

 

2.  Übertragbarkeit des Prinzips auf die 
völkerrechtliche Ebene 

Wenn das Prinzip der zivilrechtlichen Ver-
antwortlichkeit des Straftäters auch auf die 
völkerrechtliche Ebene übertragbar wäre, 
bestünde ein völkerrechtlicher Wiedergut-
machungsanspruch des Opfers eines Völ-
kerrechtsverbrechens gegen den Täter. Ob 

                                                      
33  Vgl. die Staatenberichte in der 

rechtsverlgeichenden Untersuchung des Max-
Planck Instituts für internationales und auslän-
disches Strafrecht (Fn. 26): Yang Zhao/Thomas 
Richter, Staatenbericht China, S. 27; Susanne 
Forster, Staatenbericht England und Wales, 
S. 127-190 (S. 155f.); Peggy Pfützner/Sabine 
Adams/Leveke Neumann, Staatenbericht Frank-
reich, S. 191-276 (S. 224); Konstanze Jarvers, Staa-
tenbericht Italien, S. 304; Misuk Son, Staatenbe-
richt Korea, S. 371; Ingeborg Zerbes, Staatenbe-
richt Österreich, S. 445; Ewa Weigend, Staatenbe-
richt Polen, S. 508f.; Sarah Summers, Staatenbe-
richt Schottland, S. 551-594 (S. 572f.); Karin 
Cornils, Staatenbericht Schweden, S. 595-662 
(S. 626); Teresa Manso Porto, Staatenbericht Spa-
nien, S. 663-730 (S. 692f.); Silvia Tellenbach, Staa-
tenbericht Türkei, S. 731-786 (S. 756). 

34  Claus Roxin, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band I, 
4. Aufl. 2006, S. 45. 

35  Ebenso Engle (Fn. 32), S. 57. 

dies bejaht werden kann, ist Gegenstand 
der nun folgenden Überlegungen. 

 

a)  Trennbarkeit der Normen des Völker-
strafrechts in Primär- und Sekundärre-
geln und Identifizierung der einschlä-
gigen Primärverpflichtungen 

Voraussetzung einer Übertragbarkeit des 
Rechtsgrundsatzes ist zunächst, dass auch 
das Völkerstrafrecht die Verletzung völker-
rechtlicher Primärpflichten sanktioniert, 
die grundsätzlich unabhängig von der Se-
kundärrechtsfolge „Strafbarkeit“ bestehen. 
Vor dem Hintergrund der vorangegange-
nen Ausführungen folgt aus der Anerken-
nung der strafrechtlichen Verantwortlich-
keit des Einzelnen für die Begehung der so 
genannten „Kernverbrechen“ – Kriegsver-
brechen, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, Völkermord und wohl auch Ag-
gression – die nunmehr auch in Art. 25 des 
Römischen Statuts zum Internationalen 
Strafgerichtshof36 (Rom-Statut) positiv-
rechtlich normiert ist, eine primärrechtliche 
Verpflichtung, die entsprechenden Hand-
lungen zu unterlassen. Dies ergibt sich 
zwangsläufig aus dem Charakter des Völ-
kerstrafrechts als sekundärrechtliches 
Sanktionsregime.  

Das Völkerstrafrecht ist in diesem Zusam-
menhang vor dem Hintergrund des völker-
rechtlichen Menschenrechtsschutzes und 
des humanitären Völkerrechts zu verste-
hen, deren Kernnormen durch die Pönali-
sierung ihrer Verletzungen abgesichert 
werden sollen. Daher knüpfen die meisten 
völkerstrafrechtlichen Tatbestände an be-
reits existierende Vorschriften beider 
Rechtsregime an und sanktionieren ihre 
Verletzung durch die Qualifikation als völ-
kerrechtliches Verbrechen.37 Besonders 

                                                      
36  Römisches Statut zum Internationalen Strafge-

richtshof vom 17. Juli 1998, UNTS 2187, 90; 
BGBl. 2000 II 1393. 

37  Köster (Fn. 21), S. 182f. Ähnlich Carlos M. 
Vásquez, Direct vs Indirect Obligations of Cor-
porations Under International Law, in: Colum. 
J. Transnat’l. L. 43 (2004-2005), S. 927-959 
(S. 943f.). 
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deutlich wird dies bei den Kriegsverbre-
chen. So bestimmt Art. 8 Abs. 2 lit. a des 
Rom-Statuts, dass der Einzelne für die Be-
gehung „schwerer Verletzungen“ der Gen-
fer Abkommen von 1949 strafrechtliche 
Verantwortlichkeit trägt und impliziert 
damit dessen primärrechtliche Bindung an 
die entsprechenden Regeln des humanitä-
ren Völkerrechts.38 Aber auch die Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit knüpfen 
grundsätzlich an menschenrechtliche Ver-
pflichtungen an und fordern für die indi-
viduelle Verantwortlichkeit zusätzlich die 
Begehung der Handlungen im Rahmen 
eines „ausgedehnten oder systematischen 
Angriffs gegen die Zivilbevölkerung“ (Art. 
7 Abs. 1 Rom-Statut). In Bezug auf das 
Völkerrechtsverbrechen des Völkermords 
hat der IGH kürzlich festgestellt, dass die 
Völkermordkonvention von 1948 neben 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Einzelnen auch eine menschenrechtliche 
Verpflichtung der Staaten begründet, kei-
nen Genozid zu begehen, obwohl sie keine 
ausdrückliche entsprechende Regel ent-
hält.39 Staat und Individuum können damit 
an dieselben Primärnormen gebunden sein 
und parallele Verantwortlichkeit auf der 
Ebene des Völkerrechts tragen.40 

Dies gilt namentlich für staatliche Funk-
tionsträger, die in Ausübung ihrer amtli-
chen Befugnisse handeln. Da Staaten als 
abstrakte Rechtsgebilde nur dann eigene 
Handlungen vornehmen können, wenn sie 

                                                      
38  Ebenso Köster (Fn. 21), S. 182f. 

39  IGH, Case Concerning the Application of the Con-
vention on the Prevention and Punishment of the 
Crime of Genocide (Bosnia and Herzigovina ./. 
Serbia and Montenegro), Entscheidung vom 26. 
Februar 2007, Nr. 142ff. (insbesondere 155-179). 

40  Ebenda, Ziff. 173. Eine Saving clause enthält 
auch Art. 25 Abs. 4 des Rom-Statuts: „Die Be-
stimmungen dieses Statuts betreffend die indi-
viduelle strafrechtliche Verantwortlichkeit be-
rühren nicht die Verantwortung der Staaten 
nach dem Völkerrecht.“ Vgl. auch André Noll-
kaemper, Concurrence Between Individual Re-
sponsibility and State Responsibility in Interna-
tional Law, in: ICLQ 2003, S. 615-640; Beatrice I. 
Bonafè, The Relationship Between State and In-
dividual Responsibility for International 
Crimes, 2009, S. 221ff. 

sich zu ihrer Ausführung natürlicher Per-
sonen bedienen, müssen diese dabei an 
dieselben völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen gebunden sein wie ihre Anstellungs-
körperschaft. Ist das menschliche Verhalten 
staatlich autorisiert und dem Staat daher 
zurechenbar, handelt es sich um einen „Act 
of state“, für den der Einzelne grundsätz-
lich keine eigene völkerrechtliche Verant-
wortlichkeit trägt.41 Erst der Nürnberger 
Militärgerichtshof hat in einem berühmten 
Diktum festgestellt, dass die Amtlichkeit 
einer Handlung kein Grund für die Straflo-
sigkeit des Handelnden ist, wenn diese ein 
völkerrechtliches Verbrechen darstellt.42 
Daraus kann geschlossen werden, dass die 
Strafbarkeit staatlicher Funktionsträger 
tatsächlich lediglich die Sanktionierung der 
Verletzung einer bereits bestehenden völ-
kerrechtlichen Primärpflicht darstellt, die 
grundsätzlich unabhängig davon betrach-
tet werden kann.  

Für Privatpersonen gilt hingegen, dass die-
se grundsätzlich keinen völkerrechtlichen 
Pflichten unterliegen. Dennoch wird inzwi-
schen davon ausgegangen, dass auch sie 
für bestimmte Handlungen individuelle 
strafrechtliche Verantworlichkeit tragen 
können, wenn der Verbrechenstatbestand 
nicht – wie etwa das Folterverbot – eine 

                                                      
41  Instruktiv Hans Kelsen, Collective and Individ-

ual Responsibility in International Law with 
Particular Regard to the Punishment of War 
Criminals, in: Cal. L. Rev. 31 (1942-1943), S. 530-
571 (S. 538ff.). Handelt es sich um einen „Act of 
state“, ist grundsätzlich jegliche Form individu-
eller völkerrechtlicher Verantwortlichkeit aus-
geschlossen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass 
die Zurechnungsregeln der ILC-Articles darü-
ber hinausgehen und auch solches Verhalten 
dem Staat zurechnen, das nicht als amtlich im 
Sinne der Act-of-state-Theorie qualifiziert wer-
den kann. Dies gilt namentlich für so genannte 
Ultra-vires-Handlungen im Sinne von Art. 7 des 
Artikelentwurfs der ILC. 

42  International Military Tribunal (Nuremberg), 
Judgment and Sentences, October 1, 1946, in: 
AJIL 1947, S. 172-333 (S. 221): “Crimes against 
international law are committed by men, not by 
abstract entities, and only by punishing indi-
viduals who commit such crimes can the provi-
sions of international law be enforced.” 
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staatliche Begehung erfordert.43 Ob die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit auch hier 
an bereits bestehende völkerrechtliche 
Primärpflichten anknüpft, ist fraglich. 
Während inzwischen weitgehend aner-
kannt ist, dass zumindest das humanitäre 
Völkerrecht (des nicht-internationalen be-
waffneten Konflikts) primärrechtliche 
Pflichten für nichtstaatliche Akteure bein-
haltet,44 wird eine „unmittelbare Drittwir-
kung“ der Menschenrechte überwiegend 
abgelehnt.45 Allerdings sollte eine solche 
auch nicht per se ausgeschlossen werden.46 
So bezieht unter anderem die Völkermord-
konvention Private ausdrücklich in ihren 
Anwendungsbereich mit ein.47 Darüber 
hinaus scheint sich im Bereich der Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus die 
Auffassung durchzusetzen, dass auch Pri-
vate – wie etwa al Qaeda – einer menschen-
rechtlichen Verpflichtung unterliegen, die 
entsprechenden Handlungen zu unterlas-
sen.48 Gerade hat das Special Tribunal for 

                                                      
43  Vgl. nur ICTY, Appeals Chamber, Decision on 

the defence motion for Interlocutory Appeal on 
Jurisdiction, Prosecutor ./. Tadić, Entscheidung 
vom 2. Oktober 1995, IT-94-1-AR72, Nr. 128-137; 
US Court of Appeals, Kadic ./. Karadzic, Ent-
scheidung vom 13. Oktober 1995, 70 F.3d 232, 
239ff.  

44  Statt vieler Christian Schaller, Humanitäres Völ-
kerrecht und nichtstaatliche Gewaltakteure, 
2007, S. 16ff. sowie die in Fn. 43 angeführten 
Entscheidungen. 

45  Vásquez (Fn. 37), S. 941; Robert McCorquodale, 
The Individual and the International Legal Sys-
tem, in: Malcom D. Evans (Hrsg.), International 
Law, 3. Aufl. 2010, S. 284-310 (S. 292); Christian 
Tomuschat, The Responsibility of Other Entities: 
Private Individuals, in: James Crawford/Alain 
Pellet/Simon Olleson (Hrsg.), The Law of Inter-
national Responsibility, 2010, S. 322f. 

46 Vgl. dazu instruktiv Andrew Clapham, Human 
Rights Obligations of Non-State Actors, 2006, S. 
S. 33ff. 

47  So lautet Art. IV der Völkermordkonvention: 
„Personen, die Völkermord oder eine der sons-
tigen in Artikel II aufgeführten Handlungen be-
gehen, sind zu bestrafen, gleichviel ob sie regie-
rende Personen, öffentliche Beamte oder private 
Einzelpersonen sind“ (Hervorhebung durch den 
Verfasser).  

Lebanon dem Völkergewohnheitsrecht eine 
völkerstrafrechtliche Verantwortlichkeit für 
terroristische Handlungen (Privater) ent-
nommen49 und wird dieser Diskussion aller 
Voraussicht nach weiteren Auftrieb geben. 
Doch selbst wenn eine Bindung nichtstaat-
licher Akteure an die Menschenrechte und 
das humanitäre Völkerrecht abgelehnt 
wird, kommt man nicht umhin, aus der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit Privater 
auf das Bestehen primärrechtlicher Ver-
pflichtungen zu schließen. Diese bestehen 
dann schlicht in der Pflicht, den völker-
rechtlichen Straftatbestand nicht zu erfül-
len beziehungsweise die pönalisierten Ver-
haltensweisen zu unterlassen. Auch Private 
unterliegen somit gegebenenfalls völker-
rechtlichen Primärverpflichtungen.50 

Folglich werden Individuen immer dann 
unmittelbar durch das Völkerrecht ver-
pflichtet, wenn dieses eine Strafbarkeit für 
die betreffenden Handlungen vorsieht.51 

                                                                               
48  Vgl. unter anderem UN-Dok. S/RES/1373, die 

keinen Bezug zu staatlichem Handeln fordert 
und dennoch eine individuelle Verantwortlich-
keit vorsieht: “[A]cts methods, and practices of 
terrorism are contrary to the purpose and prin-
ciples of the United Nations and that knowingly 
financing, planning and inciting terrorists acts 
are also contrary to the purposes and principles 
of the United Nations”. Zur menschenrechtli-
chen Dimension des Terrorismusverbots und 
der Möglichkeit seiner Verletzung durch nicht-
staatliche Akteure vgl. ferner Clapham (Fn. 46), 
S. 38ff.  

49  STL, Interlocutory Decision on the Applicable Law: 
Terrorism, Conspiracy, Homicide, Perpetration, 
Cumulative Charging, STL-11-01/I, Entscheidung 
vom 16. Februar 2011, Nr. 85ff. (insb. Ziff. 
103ff.), abrufbar unter: http://www.stl-
tsl.org/x/file/TheRegistry/Library/CaseFiles/
chambers/20110216_STL-11-01_R176bis_F0010_
AC_Interlocutory_Decision_Filed_EN.pdf.   

50  Claudia Hailer, Menschenrechte vor Zivilgerich-
ten – Die Human Rights Litigation in den USA, 
2003, S. 72; Andrew Clapham, The Role of the In-
dividual in International Law, in: EJIL 2010, S. 
25-30 (S. 27). 

51  Im Völkerstrafrecht wird regelmäßig zwischen 
dem internationalen Strafrecht als Überbegriff 
und den eigentlichen völkerrechtlichen Verbre-
chen unterschieden. Letztere der beiden Begrif-
fe ist enger und bezeichnet all diejenigen Nor-
men, welche die individuelle Verantwortlich-
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b)  Völkerstrafrecht und korrespondieren-
de subjektive Rechte des Einzelnen 

Eine zivilrechtliche Verantwortlichkeit des 
Täters gegenüber dem Einzelnen würde 
darüber hinaus voraussetzen, dass die 
Primärpflicht gerade auch diesem gegen-
über besteht, er mithin ein subjektives 
Recht auf ihre Einhaltung besitzt, das sich 
gegebenenfalls in einen sekundärrechtli-
chen Wiedergutmachungsanspruch wan-
deln kann. Genau wie im nationalen Recht 
bestimmt sich dies alleine nach der verletz-
ten Primärnorm und der Frage, ob diese 
gerade auch die Rechtsgüter des Betroffe-
nen schützen will.52 Zwar handelt es sich 
bei den durch das Völkerstrafrecht ge-
schützten Rechtsgütern vor allem um sup-
raindividuelle, kollektive oder komplexe 
Rechtsgüter, wie Frieden, Sicherheit und 
Wohl der Welt, mit der Folge, dass ein ge-
gen sie gerichteter Angriff die internationa-
le Gemeinschaft als Ganzes trifft.53 Den-
noch ist anerkannt, dass aus dem humani-
tären Charakter der primärrechtlichen Ver-
botsnormen geschlossen werden kann, 
dass diese gerade auch die Rechtsgüter des 
Einzelnen schützen.54 

                                                                               
keit des Einzelnen bereits auf völkerrechtlicher 
Ebene bestimmen. Aus der Existenz dieser 
Normen kann stets im Sinne der obigen Aus-
führungen auf eine unmittelbare Primärpflicht 
des Einzelnen geschlossen werden. Im Gegen-
satz dazu bezieht das internationale Strafrecht 
im weiteren Sinne auch diejenigen Völker-
rechtsnormen mit ein, die lediglich den Staat 
dazu verpflichten, ein bestimmtes Verhalten 
nach seinem nationalen Recht zu pönalisieren 
und die Täter zu bestrafen. Hier bedarf die Ab-
leitung unmittelbarer Primärpflichten ungleich 
höheren Begründungsaufwands. Vgl. aber in 
diese Richtung Steven R. Ratner/Jason S. Abrams/ 
James L. Bischof, Accountability for Human 
Rights Atrocities in International Law, Beyond 
the Nuremberg Legacy, 3. Aufl. 2009, S. 12ff. 
Ähnlich bereits Grassi (Fn. 1), S. 270ff. A.A. hin-
gegen Gerhard Werle, Völkerstrafrecht, 2. Aufl. 
2007, S. 49ff. 

52  Vgl. nur Traßl (Fn. 3), S. 56; Dörr (Fn. 3), S. 906. 

53  Kai Ambos, Internationales Strafrecht, 2. Aufl. 
2008, S. 83. 

54  Instruktiv Meron (Fn. 2), passim. Vgl. auch Werle 
(Fn. 51), S. 369.  

Inbesondere in diesem Zusammenhang 
gewinnt der Menschenrechtsschutz als 
Legitimationsgrundlage für das Kernstraf-
recht55 an Bedeutung und macht den indi-
vidualschützenden Charakter der Völker-
strafnormen deutlich. Wie bereits in der 
Einleitung erwähnt, ist inzwischen allge-
mein anerkannt, dass der Einzelne sowohl 
aus den Menschenrechten, als auch aus 
dem humanitären Völkerrecht eigene sub-
jektive Rechte ableiten kann. Diese richten 
sich nicht nur gegen den Staat, sondern 
zwangsläufig gegen alle diejenigen Rechts-
subjekte, welche einer wechselseitigen 
Verpflichtung unterliegen die entspre-
chenden Normen nicht zu verletzen. Dort 
wo der völkerrechtliche Straftatbestand 
somit eine individalschützende Primär-
pflicht sanktioniert, besteht ein Anspruch 
des Einzelnen auf Einhaltung der Primär-
norm.56  

Geht man – wie insbesondere im Bereich 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
Privater – davon aus, dass die strafrechtli-
che Sanktionsnorm nicht an eine bereits 
bestehende Primärpflicht anknüpft, son-
dern diese durch die Pönalisierung des 
Verhaltens erst schafft, kommt es darauf 
an, ob gerade auch die Rechtsgüter des 
Betroffenen durch die völkerstrafrechtliche 
Norm geschützt werden sollen. Ist dies zu 
bejahen, so besteht zumindest ein korrela-
tiver primärrechtlicher Anspruch des Ein-
zelnen auf Nichterfüllung des völkerrecht-
lichen Verbrechenstatbestands, der sich 
unter anderem in ein Notwehrrecht gegen-
über dem Täter wandeln kann. Tomuschat 
spricht in diesem Zusammenhang von ei-
nem „Right to resistance“.57 

                                                      
55  Vgl. stellvertretend Gerhard Werle, Menschen-

rechtsschutz durch Völkerstrafrecht, in: ZstW 
1997, S. 808-829. 

56  John H. Knox, Horizontal Human Rights Law, in: 
AJIL 2008, S. 1-47 (S. 27ff.). 

57  Christian Tomuschat, Reparation for Victims of 
Grave Human Rights Violations, Tulane J. Int’l 
L. 2002, S. 157-184 (S. 181ff.) unter Verweis auf 
ders., The right of resistance and human rights, 
in: Unesco (Hrsg.), Violations of human Rights, 
possible rights and recourse of resistance, 1984, 
S. 13-33. 
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Verursacht der Völkerrechtsverbrecher 
durch die Verletzung der strafrechtlich 
sanktionierten Primärpflicht einen Schaden 
bei dem Opfer, könnte man somit anneh-
men, dass er diesem gegenüber erst Recht 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit trägt. 
Voraussetzung wäre jedoch, dass das Völ-
kerrecht eine solche nicht grundsätzlich 
ausschließt. 

 

c)  Kein Ausschluss individueller zivil-
rechtlicher Verantwortlichkeit im Völ-
kerrecht 

Teilweise wird die Existenz einer zivil-
rechtlichen Verantwortlichkeit von Indivi-
duen mit der Begründung abgelehnt, dass 
der Einzelne außerhalb der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit keine völkerrechtliche 
Handlungs- beziehungsweise 
Deliktsfähigkeit besitze.58 Diese Auffas-
sung ist jedoch abzulehnen. Die völker-
rechtliche Deliktsfähigkeit kann nicht – was 
diese Ansicht aber implizit annimt – unter 
Rückgriff auf die allgemeine Diskussion 
über die Völkerrechtssubjektivität des Ein-
zelnen bestimmt werden, sondern richtet 
sich einzig und alleine nach dem Umfang 
seiner konkreten Verpflichtungen.59 Dort, 
wo das Völkerrecht dem Individuum eige-
ne Primärpflichten auferlegt, geht es a 
priori von dessen Handlungs- und damit 
auch Deliktsfähigkeit aus.60 Dabei kann es 
ebenso wenig wie bei der Begründung von 
Rechten darauf ankommen, ob die Indivi-
dualverpflichtung zur Wiedergutma-
chungsleistung auch auf internationaler 
Ebene durchgesetzt werden kann. 

Darüber hinaus lassen sich vermehrt Bele-
ge für die Anerkennung einer zivilrechtli-
                                                      
58  Knut Ipsen, in: ders. (Hrsg.) Völkerrecht, 5. Aufl. 

2004, S. 659, Rn. 11 sowie S. 625, Rn. 28. 

59  Eine Auseinandersetzung mit dem Konzept der 
Völkerrechtssubjektivität, mit dem Ergebnis, 
dass statt auf dieses besser auf die Kapazität in 
Bezug auf das jeweilige Recht abgestellt werden 
sollte, findet sich bei Clapham (Fn. 46), S. 70ff. 
Ähnlich Stephan Hobe/Otto Kimminich, Einfüh-
rung in das Völkerrecht, 9. Aufl. 2008, S. 250. 

60  Im Ergebnis ebenso Köster (Fn. 21), S. 216ff. 
Ähnlich Dörr (Fn. 3), S. 914. 

chen Verantwortlichkeit von Individuen im 
Völkerrecht ausmachen. So wird die zivil-
rechtliche Verfolgung schwerer Völker-
rechtsverletzungen vor nationalen Gerich-
ten zunehmend als Bestandteil des welt-
weiten Kampfes gegen die Straflosigkeit 
angesehen.61 Der deutsche Begriff der 
Straflosigkeit ist dabei irreführend, da die 
zuständige Arbeitsgruppe der Vereinten 
Nationen das englische Pendant 
„Impunity“ als einen Zustand bezeichnet, 
der Untersuchungen unmöglich macht, 
aufgrund derer die Täter im Rahmen eines 
strafrechtlichen, zivilrechtlichen, administra-
tiven oder auch disziplinarischen Verfah-
rens, bestraft, beziehungsweise zur Leistung 
von Wiedergutmachung an die Opfer verur-
teilt werden könnten62 und damit aus-
drücklich die zivilrechtliche Verantwort-
lichkeit des Täters mit einbezieht.  

Noch deutlicher ist die Regelung des Art. 
75 Rom-Statut, die den Internationalen 
Strafgerichtshof dazu ermächtigt, dem Op-
fer eines Völkerrechtsverbrechens einen 
Entschädigungsanspruch gegen den Täter 

                                                      
61  Vgl. zum Beispiel die umfassende, einem 

„holisitischen“ Ansatz folgende Darstellung 
von Ratner/Abrams/Bischoff (Fn. 51), S. 17ff. 

62  Commission on Human Rights, Sub-
Commission on Prevention of Discrimination 
and Protection of Minorities, Forty-ninth sessi-
on, Question of the impunity of perpetrators of 
human rights violations (civil and political), Re-
vised final report prepared by Mr. Joinet pursu-
ant to Sub-Commission decision 1996/119, 2. 
Oktober 1997, UN-Dok. E/CN.4/Sub.2/1997/ 
20/Rev.1, Annex II, Set of Principles for the Pro-
tection and Promotion of Human Rights 
Through Action to Combat Impunity, A.: “Im-
punity means the impossibility, de jure or 
de facto, of bringing the perpetrators of human 
rights violations to account - whether in crimi-
nal, civil, administrative or disciplinary pro-
ceedings - since they are not subject to any in-
quiry that might lead to their being accused, ar-
rested, tried and, if found guilty, sentenced to 
appropriate penalties, and to making repara-
tions to their victims.” Grundsatz 33 sieht ferner 
eine explizite Wiedergutmachungspflicht des 
Täters vor: “Any human rights violation gives 
rise to a right to reparation on the part of the 
victim or his or her beneficiaries, implying a 
duty on the part of the State to make reparation 
and the possibility for the victim to seek redress 
from the perpetrator.” 
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zuzusprechen.63 Die Statuten der Sonder-
gerichte für Jugoslawien und Ruanda be-
gnügten sich noch damit, die Geschädigten 
auf das nationale Recht und den nationalen 
Rechtsweg zu verweisen.64 Art. 75 Rom-
Statut wird gemeinhin als eine Regel be-
griffen, welche die zunehmende Berück-
sichtigung der Opferrechte im Völkerstraf-
recht symbolisiert.65 

Eine opferorientierte Perspektive nehmen 
ausweislich ihrer Präambel auch die 
„Grundprinzipien und Leitlinien betref-
fend das Recht der Opfer von groben Ver-
letzungen der internationalen Menschen-
rechtsnormen und schweren Verstößen 
gegen das humanitäre Völkerrecht auf 
Rechtsschutz und Wiedergutmachung“ 
ein, die 2005 von der Generalversammlung 
                                                      
63  Die Vorschrift lautet:  

 „1. Der Gerichtshof stellt Grundsätze für die 
Wiedergutmachung auf, die an oder in Bezug 
auf die Opfer zu leisten ist, einschliesslich 
Rückerstattung, Entschädigung und Rehabilitie-
rung. Auf dieser Grundlage kann der Gerichts-
hof in seiner Entscheidung entweder auf Antrag 
oder unter aussergewöhnlichen Umständen aus 
eigener Initiative den Umfang und das Aus-
mass des Schadens, Verlustes oder Nachteils 
feststellen, der den Opfern oder in Bezug auf 
die Opfer entstanden ist, wobei er die Grund-
sätze nennt, auf Grund deren er tätig wird. 

 2. Der Gerichtshof kann eine Anordnung un-
mittelbar gegen den Verurteilten erlassen, in 
der er die den Opfern oder in Bezug auf die Op-
fer zu leistende angemessene Wiedergutma-
chung, wie Rückerstattung, Entschädigung und 
Rehabilitierung, im Einzelnen festlegt.  

 Gegebenenfalls kann der Gerichtshof anordnen, 
dass die zuerkannte Wiedergutmachung über 
den in Artikel 79 vorgesehenen Treuhandfonds 
erfolgt. 

 [...] 

 6. Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als 
beeinträchtige er die Rechte der Opfer nach ein-
zelstaatlichem Recht oder nach dem Völker-
recht.“ 

64  Siehe U.N. ICTY, Rules of Procedure and Evi-
dence, Rule 106(B), UN-Dok. IT/32/Rev.45 (8. 
Dezember 2010), sowie U.N. ICTR, Rules of 
Procedure and Evidence (14. März 2008), abruf-
bar unter: http://69.94.11.53/ENGLISH/ 
rules/080314/080314.pdf.  

65  Vgl. Eva Dwertmann, The Reparation System of 
the International Criminal Court, Its Implemen-
tation, Possibilities and Limitations, 2010, S. 32. 

der Vereinten Nationen ohne Gegenstimme 
verabschiedet wurden und nach eigenem 
Bekunden eine Abbildung bereits gelten-
den Völkerrechts darstellen. Grundsatz 15 
sieht dabei eine Pflicht der Täter vor, die 
Opfer der von ihnen begangenen Völker-
rechtsverletzungen zu entschädigen.66 

Damit steht fest, dass eine zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit des Einzelnen für die 
Verletzung einer strafrechtlich sanktionier-
ten Primärpflicht grundsätzlich möglich ist. 
Fraglich ist lediglich, ob auch auf der Ebe-
ne des Völkerrechts ein entsprechender 
Erst-recht-Schluss gezogen werden kann. 

 

d)  Völkerstrafrechtliche Verantwortlich-
keit als hinreichende Bedingung für die 
Haftung 

Da das Völkerstrafrecht nach überwiegen-
der Auffassung seine Legitimation aus dem 
oben beschriebenen nationalen Straf-
zweckprogramm bezieht,67 gilt auch hier 
das Ultima-ratio-Prinzip.68 Welche konkre-
ten Konsequenzen daraus für die Anwen-
dung des Völkerstrafrechts zu ziehen sind, 
ist hingegen noch weitgehend ungeklärt.69 
Während das Ultima-ratio-Prinzip im na-
tionalen Kontext seine Bedeutung vor al-
lem in der Entkriminalisierungsdebatte 
hat,70 ist die Bestrafung völkerrechtlicher 
Verbrechen ohne Frage eine verhältnismä-
ßige Antwort auf die gravierendsten aller 

                                                      
66  Die Regelung lautet: “[...] In cases where a per-

son, a legal person, or other entity is found lia-
ble for reparation to a victim, such party should 
provide reparation to the victim or compensate 
the State if the State has already provided repa-
ration to the victim.” 

67  Stellvertretend Werle (Fn. 51), S. 40. Auch das 
Völkerstrafrecht bezweckt damit hauptsächlich 
die Verhinderung zukünfiger Völkerrechtsver-
letzungen. 

68  Cherif Mohamed Bassiouni, The Proscribing Func-
tion of International Criminal Law in the Pro-
cess of International Protection of Human 
Rights, in: Yale Journal of World Public Order 9 
(1982-1983), S. 193-216; Werle (Fn. 51), S. 56. 

69  Siehe die Diskussion bei Tallgren (Fn. 26), S. 
585ff. 

70  Dazu Höffner (Fn. 27), S. 78ff. 
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Völkerrechtsverletzungen. Vor dem Hin-
tergrund der Ausgangsfrage ist die Prob-
lematik des Vorrangs eines der potentiell in 
Betracht kommeneden völkerrechtlichen 
Sanktionsregimes ohnehin nicht von Be-
deutung. Alleine aus der Anerkennung des 
Ultima-ratio-Prinzips im Völkerstrafrecht 
lässt sich nämlich schlussfolgern, dass eine 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Straf-
täters – wenn sie, wie hier erläutert, nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen ist – auch auf 
der Ebene des Völkerrechts grundsätzlich 
als das mildere Mittel der Sanktionierung 
des Rechtsverstoßes betrachtet wird und 
somit a maiore ad minus aus der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit gefolgert werden 
kann. 

In diesem Sinne wird zunehmend davon 
ausgegangen, dass Staaten die völkerrecht-
liche Befugnis besitzen, ihre Zivilgerichts-
barkeit über völkerrechtliche Verbrecher 
auf der Grundlage des Universalitätsprin-
zips auszuüben, da eine solche sogar im 
Bereich der dezentralen Strafverfolgung 
besteht.71  

Als Ergebnis der vorangegangenen Über-
legungen lässt sich somit feststellen, dass 
ein allgemeiner Rechtsgrundsatz im Sinne 
von Art. 38 Abs. 1 lit. c IGH Statut existiert, 
wonach ein Völkerrechtsverbrecher zivil-
rechtliche Verantwortlichkeit gegenüber 
                                                      
71  Vgl. vor allem das Sondervotum von Richter 

Breyer im Sosa-Fall. US Supreme Court, Sosa ./. 
Alvarez-Machain, Entscheidung vom 29. Juni 
2004, 542 U.S. 692, 762f. sowie den Amicus-
curiae-Schriftsatz der Europäischen Kommission 
in derselben Rechtssache, Sosa ./. Alvarez 
Machain et al., Brief of Amicus Curiae of the 
European Commission, S. 21f., abrufbar unter: 
http://www.earthrights.org/alvarezbriefs/EC-
brief.pdf. Aus der Literatur vgl. unter anderem 
Beth van Schaack, In Defence of Civil Redress: 
The Domestic Enforcement of Human Rights 
Norms in the Context of the Proposed Hague 
Judgements Convention, in: Harv. Int’l L. J. 
2001. S. 141-200 (S. 195f.); Hailer (Fn. 50), S. 210; 
Donovan/Roberts (Fn. 12), S. 153f.; Cedric Ryn-
gaert, Universal Tort Jurisdiction Over Gross 
Human Rights Violations, in: Neth.Yb.Int’l L. 
2007, S. 3-60 (S. 25ff.); Beth Stephens, Translating 
Filártiga: A Comparative and International Law 
Analysis of Domestic Remedies For Internation-
al Human Rights Violations, in: Yale J. Int’l L. 
2002, S. 1-57 (S. 40 und 44ff.). 

den Opfern seiner Taten trägt und diese 
ihm gegenüber einen Wiedergutma-
chungsanspruch besitzen. 

 

III. Implementierung der zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit auf nationaler 
Ebene – Zum Vorbildcharakter des 
Alien Tort Statute72 

Da auf der völkerrechtlichen Ebene mit 
Ausnahme von Art. 75 Rom-Statut keine 
Möglichkeit des Einzelnen besteht, einen 
Wiedergutmachungsanspruch gegenüber 
einem anderen Individuum geltend zu 
machen, ist er diesbezüglich auf die natio-
nale (Zivil-)Gerichtsbarkeit angewiesen. 
Die Berufung auf ein subjektives völker-
rechtliches Recht in einem nationalen Ge-
richtsverfahren erfordert neben der Inkor-
poration der Rechtsnorm jedoch, dass diese 
unmittelbar anwendbar beziehungsweise 
self-executing ist.73 Dies ist jedoch nur 
dann der Fall, wenn die Regel so hinrei-
chend klar und bestimmt formuliert ist, 
dass sie keiner völker- oder staatsrechtli-
chen Zwischenakte für ihre innerstaatliche 
Anwendbarkeit mehr bedarf und von ei-
nem Gericht als Grundlage seiner Ent-
scheidung herangezogen werden kann.74 

                                                      
72  Insbesondere früher wurde das Gesetz als Alien 

Tort Claims Act bezeichnet. Die Bezeichnung 
als Alien Tort Statute wurde von den Gerichten 
erst nach der Entscheidung des US Supreme 
Court, Sosa ./. Alvarez-Machain, Entscheidung 
vom 29. Juni 2004, 542 U.S. 692 übernommen. 
Siehe zum Alien Tort Statute beispielsweise 
Thomas Giegerich, Extraterritorialer Menschen-
rechtsschutz durch US-Gerichte: Sachwalter-
schaft für die internationale Gemeinschaft oder 
judizieller Imperialismus?, in: Eckart 
Klein/Christoph Menke (Hrsg.), Menschheit 
und Menschenrechte, 2000, S. 155-166. 

73  Beide Begriffe werden in der Regel synonym 
verwendet, vgl. nur Gaby Buchs, Die unmittelba-
re Anwendbarkeit völkerrechtlicher Vertragsbe-
stimmungen am Beispiel der Rechtsprechung 
der Gerichte Deutschlands, Österreichs, der 
Schweiz und der Vereinigten Staaten von Ame-
rika, 1993, S. 26f. 

74  Rudolf Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, 4. 
Aufl. 2009, S. 159. Dies bestimmt sich aus-
schließlich mit Hilfe einer objektiv-rechtlichen 
Auslegung der völkerrechtlichen Regel, vgl. 
Bernd Grzeszick, Rechte des Einzelnen im Völ-
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Allgemeine Rechtsgrundsätze sind jedoch 
ihrer Natur nach als generalisierte inner-
staatliche Praxis vergleichsweise unbe-
stimmt.75 Die grundsätzliche Haftung von 
Völkerrechtsverbrechern lässt sich dement-
sprechend auch auf unterschiedlichem 
Wege nationalrechtlich implementieren. 
Die Ableitung eines zivilrechtlichen 
Wiedergutmachungsanspruchs erscheint 
vor diesem Hintergrund eher nicht mög-
lich. Stattdessen obliegt es den Staaten, 
entweder ihr nationales Deliktsrecht völ-
kerrechtsfreundlich76 auszulegen und zum 
Beispiel die Verletzung völkerstrafrechtli-
cher Tatbestände als Schutzgesetze im Sin-
ne von § 823 Abs. 2 BGB zu begreifen oder 
eigenständige Anspruchsgrundlagen zur 
Verfügung zu stellen.77 

Letzteren Weg verfolgt die US-
amerikanische Rechtsprechung zum ATS. 
Die aktuellen Entscheidungen in den 
Rechtssachen Khulumani78 und Kiobel79, bei 
denen es um Schadenersatzklagen gegen 
mulitnationale Unternehmen wegen 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
ging, zeigen, dass die Gerichte nahezu der-
selben Konzeption der individuellen völ-
kerrechtlichen Verantwortlichkeit folgen 
wie der vorliegende Beitrag. 2004 hatte der 
Supreme Court entschieden, dass das ATS 
eine reine Zuständigeitsregelung darstellt, 
aber das (Federal) common law Individuen 
einen Wiedergutmachungsanspruch wegen 
der Verletzung solcher Völkerrechtsnor-

                                                                               
kerrecht. Chancen und Gefahren völkerrechtli-
cher Entwicklungstrends am Beispiel der Indi-
vidualrechte im allgemeinen Völkerrecht, in: 
AVR 2005, S. 312-344 (S. 318). 

75  Vgl. nur Weiß (Fn. 21), S. 405. 

76  Das Bundesverfassungsgericht hat aus einer 
Gesamtschau der Vorschriften des Grundgeset-
zes eine Pflicht zur völkerrechtskonformen Aus-
legung hergeleitet, vgl. nur BVerfGE  111, 307ff. 

77  Ähnlich Emanuela-Chiara Gillard, Reparation for 
violatons of international humanitarian law, in: 
IRRC 2003, S. 529-553 (S. 547). 

78  US Court of Appeals (2nd Cir.), Khulumani ./. 
Barclay National Bank Ltd., Entscheidung vom 12. 
Oktober 2007, 504 F.3d 254, 269f. 

79  US Court of Appeals (2nd Cir.), Kiobel ./. Royal 
Dutch Petroleum Co.  (Fn. 17), 621 F.3d 111. 

men gewährt, die „specific, universal and 
obligatory“ sind.80 In den genannten Ent-
scheidungen wurde nunmehr klargestellt, 
dass darunter all diejenigen Verpflichtun-
gen zu subsumieren sind, für deren Verlet-
zung der Beklagte bereits auf der Ebene 
des Völkerrechts eigene Verantwortlichkeit 
trägt.81 Solche existierten nach der Auffas-
sung der Richter zwar ausschließlich im 
Bereich des Völkerstrafrechts, doch sei die 
individuelle Verantwortlichkeit dabei nicht 
auf die Bestrafung der Täter beschränkt.82 
Stattdessen wird angenommen, dass be-
reits auf völkerrechtlicher Ebene ein mate-
rieller Wiedergutmachungsanspruch im 
Falle schwerer Völkerrechtsverletzungen 
besteht und das (Federal) common law 
lediglich einen rein prozessualen Rechts-
behelf zur Verfügung stellt, um diesen auf 
nationalrechtlicher Ebene einklagen zu 
können.83 Konsequenterweise sind alle 
Voraussetzungen der Haftung alleine unter 
Rückgriff auf das Völkerrecht zu bestim-
men.84 

                                                      
80  US Supreme Court (Fn. 72), 692, 725. 

81  US Court of Appeals (2nd Cir.), Khulumani ./. 
Barclay National Bank Ltd. (Fn. 78), 504 F.3d 254, 
269f.:„[Courts] should first determine whether 
the alleged tort was in fact 'committed in viola-
tion of the law of nations' [...] and whether this 
law would recognize the defendants' responsi-
bility for that violation“ (504 F.3d 254, 270). Im 
Anschluss daran US Court of Appeals (2nd Cir.), 
Kiobel ./. Royal Dutch Petroleum Co. (Fn. 17), 621 
F.3d 111, 128ff. Aus der Literatur vor allem Wil-
liam R. Casto, Regulating the New Privateers of 
the Twenty-First Century, in: Rutgers L. J. 2005, 
S. 671-702; Chimène I. Keitner, Conceptualizing 
Complicity in Alien Tort Cases, in: Hastings L. J. 
2008, S. 61-105; Charles Ainscough, Choice of Law 
and Accomplice Liability Under the Alien Tort 
Statute, in: Berkeley J. Int’l L. 2010, S. 588-603. In 
diese Richtung tendierte bereits der US Supreme 
Court in Sosa./. Alvarez-Machain (Fn. 72), 542 U.S. 
692, 724. 

82  US Court of Appeals (2nd Cir.), Kiobel ./. Royal 
Dutch Petroleum Co.  (Fn. 17), 621 F.3d 111, 146. 

83  William R. Casto, The New Federal Common 
Law of Tort Remedies for Violations of Interna-
tional Law, in: Rutgers L.J. 37 (2005-2006), S. 
635-670 (S. 648f.). 

84  Vgl. auch Jaykumar A. Menon, The Alien Tort 
Statute, Blackstone and Criminal/Tort Law  
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Dieser Ansatz der jüngeren US-
amerikanischen Rechtsprechung ist zu be-
grüßen, da er zeigt, wie die zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit des Völkerrechtsver-
brechers auf nationaler Ebene implemen-
tiert werden kann, ohne dabei den völker-
rechtlichen Charakter der Haftung zu ne-
gieren. Darüber hinaus kann so ein Gleich-
lauf mit der Begründung strafrechtlicher 
Gerichtsbarkeit über Völkerrechtsverbre-
cher hergestellt und ein wichtiger Beitrag 
im weltweiten Kampf gegen die Straflosig-
keit geleistet werden. 

                                                                               
Hybridities, in: J. Int'l Crim. Just. 2006, S. 372-
386 (S. 380). 
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